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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal), Bading, 
Margulies, Dr. Schild, Geiger (München) und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

In § 51 Abs. 1 Ziff. 2 Buchstaben 1 und o des Ein- 
kommensteuergesetzes in der Fassung vom 23. Sep- 
tember 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 672) werden je- 
weils die Worte „31. Dezember 1960" durch die 
Worte „31. Dezember 1965" ersetzt. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 24. Februar 1960 
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Deuts cher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Begründung 


Auf die Initiative von Abgeordneten aller Frak- 
tionen ist es zurückzuführen, daß der Deutsche Bun- 
destag mit der Einfügung der Buchstaben 1 und o 
in § 51 Abs. 1 Ziff. 2 des Einkommensteuergesetzes 
die Bundesregierung ermächtigt hat, für Wirt- 
schaftsgüter des Anlagevermögens, die ausschließ- 
lich und unmittelbar dazu dienen, Schädigungen 
durch Abwässer oder die Verunreinigungen der Luft i 
zu beheben, zu beseitigen oder zu verringern, Son- 
derabschreibungen für einen zunächst auf 6 bzw. 
3K'2 Jahre begrenzten Zeitraum zuzulassen. Von die- 
sen Ermächtigungen ist in §§ 79 und 82 der Einkorn- ' 
mensteuer-Durchführungsverordnung Gebrauch ge- 
macht worden. 

Dadurch waren in den letzten Jahren zahlreiche ^ 
Unternehmen der Industrie in der Lage, Anlagen | 
zur Reinhaltung der Gewässer und der Luft zu er- ; 
richten. Den berechtigten Forderungen der Allge- 
meinheit konnte somit wenigstens teilweise Rech- 
nung getragen werden. 

Der Zustand unserer Gewässer sowie der Luft gibt 
jedoch nach wir vor zu erheblichen Besorgnissen 
Anlaß. In gleicher Weise wie bei den Städten und 
Gemeinden besteht auch bei der Industrie unver- 
kennbar noch ein ganz beträchtlicher Nachholbedarf 
an Anlagen zur Wasser- und Luftreinhaltung. In 
diesem Zusammenhang kommt den in Kraft treten- 
den Gesetzen zur Ordnung des Wasserhaushalts 
und zur Reinhaltung der Luft eine erhebliche Bedeu- 
tung zu. Sie können sich aber nur auswirken, wenn 
die zu Reinhaltemaßnahmen verpflichteten Unter- ; 
nehmen der Industrie auch wirtschaftlich in die ; 
Lage versetzt werden, die Auflagen zu erfüllen. 


Dies aber stößt bei den Unternehmen der mittel- 
ständischen Industrie auf große Schwierigkeiten, da 
deren wirtschaftliche Verhältnisse den Bau der er- 
forderlichen Anlagen z. T. bisher nicht zuließen. 

Die Sonderabschreibungsmöglichkeiten konnten aus 
diesen Gründen bisher leider im wesentlichen nur 
von einer verhältnismäßig begrenzten Zahl solcher 
Unternehmen in Anspruch genommen werden, die 
ausreichende Gewinne hatten, um die größtenteils 
sehr aufwendigen Maßnahmen durchzuführen. 

In zahlreichen Fällen hat sich die Inangriffnahme der 
aus Gründen des Wohls der Allgemeinheit notwen- 
digen Maßnahmen auch infolge der oftmals sehr 
langwierigen wasser- und gewerberechtlichen Ver- 
fahren verzögert. Mitunter verstreichen mehrere 
Jahre, bis Klarheit hinsichtlich der Auflagen, die 
von den Unternehmen der Industrie im Interesse 
des Schutzes der Gewässer und der Luft zu erfüllen 
sind, besteht. 

Schließlich haben auch Verzögerungen bei der ge- 
nannten Gesetzgebung dazu geführt, daß die den 
Unternehmen der Industrie eingeräumten Möglich- 
keiten noch nicht zur vollen Entfaltung gelangten. 

Aus allen diesen Gründen ist eine Verlängerung der 
bestehenden Sonderabschreibungsmöglichkeiten an- 
gesichts der vordringlichen Bedeutung der Wasser- 
und Luftreinhaltung für das Wohl der Allgemein- 
heit unumgänglich. Im Hinblick auf die Höhe der 
Aufwendungen für derartige Anlagen und in Anbe- 
tracht der Tatsache, daß ihre Planung, Genehmigung 
und Ausführung ihrer Natur nach langwierig sind, 
sollte die Verlängerung einen Zeitraum von 5 Jah- 
ren nicht unterschreiten. 
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